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Elisabeth Majchrzak-Frensel

Von: SPD-Ortsverein Eickel <ralf.frensel@gmx.de>

Gesendet: Sonntag, 31. Januar 2016 14:05

An: Elisabeth.Majchrzak-Frensel@spd-eickel.de

Betreff: NEWSLETTER SPD-Ortsverein Eickel vom 2016-01-31

Anlagen: Einladung AGS JHV.pdf; AfB Einladung 11.02.16.pdf; Newsletter Serdar

Yüksel MdL 01_2016.pdf

NEWSLETTER SPD-Ortsverein Eickel vom 2016-01-31

Homepage # Termine # Kontakt

Liebe Elisabeth,

ich möchte dich über aktuelle Termine und Themen informieren.

Fakten zur Flüchtlingskrise. Spiegel-Online LINK

Eine Welt, in der Obst und Gemüse, aber auch Saatgut und Tiere nur

noch Monsanto & Co. gehören? Geht es nach dem Europäischen

Patentamt, könnte dies bald Wirklichkeit werden. Jusitzminister Heiko

Maas muss nun handeln. Er kann verhindern, dass exklusive

Patentrechte auf unsere Lebensmittel an Konzerne vergeben werden.

LINK

Die Arbeitsgemeinschaft Selbständige

im SPD Unterbezirk Herne lädt zur JHV. Weitere Infirmadionen im

Anhang.

Die Arbeitsgemeinschaft für Bildung im SPD Unterbezirk Herne lädt zur

JHV. Weitere Infirmadionen im Anhang.

An alle

Europa-Interessierten

der SPD Herne

Einladung zum nächsten Treffen des AK Europa mit Alexander Vogt MdL

zum Thema: Netzneutralität

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,
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auch wenn einige Themen in den Medien zurzeit eine größere Rolle

spielen, durchlaufen auf europäischer Ebene gleichzeitig andere Themen

die Entscheidungsgremien.

Besonders im Hinblick auf die Frage der „Netzneutralität“ entscheiden

sich ganz praktische Dinge für unseren Alltag.

Ich lade Euch deshalb herzlich zu unserem nächsten

Treffen des AK Europa ein

am Montag, 1. Februar 2016

um 18 Uhr im UB-Büro

zum Thema „Netzneutralität“.

Dabei geht es um nichts weniger als die Frage, ob und wie wir das

Internet zukünftig nutzen können:

> Müssen wir für die Online-Dienste in angemessener Geschwindigkeit

zukünftig tiefer

in die Tasche greifen?

> Soll so eine Ungleichbehandlung über den Preis verhindert werden?

> Oder ist eine Vorrang-Schaltung im Netz zum Beispiel für

medizinischen Datenverkehr

oder vernetzte Mobilität absolut sinnvoll?

> Welche Regelungen gibt es und warum wird das europäisch geregelt?

Ich freue mich, dass wir an diesem Abend unseren UB-Parteivorsitzenden

und Landtagsabgeordneten Alexander Vogt zu Gast haben und hoffe auf

Euer zahlreiches Erscheinen.

Mit europäischen Grüßen

Kirsten Eink

Arbeitskreis der Europabeauftragten Sprecherin: Kirsten Eink

europa@eink-online.eu

Telefon: 02323-9607088

Mobil: 0176-62839715

Stadtbezirk Eickel

Arbeitsgemeinschaft der Senioren - 60plus

Termine 2016 auf der Homepage LINK

Liebe Genossinnen, liebe Genossen, liebe Freunde!

Hiermit laden wir herzlich ein zu unserem Seniorennachmittag

am Donnerstag, dem 04. Februar 2016
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um 15 Uhr

im Volkshaus Röhlinghausen, Am Alten Hof 28

Neben den Wahlen des Vorsitzenden und der Delegierten zur 60plus

Vollkonferenz steht ein Referat des Unterbezirksvorsitzenden und

Landtagsabgeordneten Alexander Vogt mit dem Thema:

“Die NRW-SPD ein Jahr vor der Landtagswahl“

auf der Tagesordnung.

Weiteres kann zum Schluß unter „Verschiedenes“ angesprochen werden.

Auch Gäste sind uns willkommen.

Mit freundlichen Grüßen

Gerd Bollmann

(Seniorenbeauftragter)

Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen - ASF

Termine 2016 auf der Homepage LINK

Serdar Yüksel, MdL

Liebe Bürgerinnen und Bürger, liebe Genossinnen und Genossen,

im Anhang übersende ich Ihnen und euch meinen aktuellen Newsletter

„Neues aus Düsseldorf 01/2016“ mit Informationen zur Plenarsitzung

dieser Woche.

Ich wünsche viel Spaß beim Lesen.

Die folgende Drucksache habe ich nicht angefügt. Interessierte können

sie auf der Homepage des Landtages nachlesen - Ralf

Liebe Genossinnen und Genossen,

zu eurer Information schicken Carina Gödecke und ich euch den

gemeinsamen Entschließungsantrag der SPD Fraktion und der Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen (Drucksache 16/10910) zum Antrag der CDU

Fraktion zum Thema „Die Landesregierung muss umgehend für eine

gerechte Zuweisungspraxis von Flüchtlingen sowie eine gerechte

Verteilung der NRW-Flüchtlingspauschale sorgen“.

Der Entschließungsantrag wurde am Mittwoch gemeinsam mit dem

Entschließungsantrag der FDP Fraktion (Drucksache 16/10918) und dem

Antrag der CDU (Drucksache 16/10793) an den Ausschuss für
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Kommunalpolitik zu weiteren Beratung überwiesen.

Auch ohne bisherige offizielle Beschlussfassung durch den Landtag stellt

der Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen natürlich die Haltung

und Position von SPD und Grünen dar.

Zur weiteren Erläuterung, insbesondere auch zur Frage der Geduldeten,

möchten wir in diesem Zusammenhang noch einmal die für das laufende

Jahr 2016 beschlossenen Maßnahmen, vor allem zur finanziellen

Situation und Unterstützung mitteilen, auch auf die Gefahr hin, dass wir

euch damit längst bekannte Informationen zum zweiten Mal schicken

(Anm. die Zahlen sind der Drucksache 16/3649 entnommen):

Bundesweit sind 1.091.893 Asylbewerber in Deutschland eingereist. Der

Anteil den NRW nach dem sogenannten Königsteiner Schlüssel

aufnehmen muss, beträgt 21,24%.

Um die Flüchtlingsarbeit der nordrhein-westfälischen Städte in der

Flüchtlingsarbeit zu unterstützen, hat die nordrhein-westfälische

Landesregierung für 2016 mehr als 4 Milliarden Euro für die Asyl- und

Flüchtlingspolitik in NRW vorgesehen. Das ist eine Verdoppelung im

Vergleich zu 2015.

In Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden werden von den

knapp vier Milliarden Euro des für 2016 vom Land bereitgestellten Geldes

1,95 Milliarden Euro den nordrhein-westfälischen Kommunen über die

pauschale Zuweisung nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG)

ausgezahlt.

Die 1,95 Milliarden Euro basieren auf den tatsächlich in NRW befindlichen

Asylbewerberzahlen zum Stichtag 1. Januar 2016 und den Zahlen der

Geduldeten zum Stichtag 31.12.2014 (neuere Zahlen liegen für

Geduldete nicht vor). In diesem Zusammenhang ist es auch wichtig, dass

die Leistungen erstmalig auf Geduldete ausgeweitet und der Stichtag zur

Berechnung und Feststellung der Flüchtlingszahlen vorgezogen und

damit aktualisiert wurde. Ebenfalls eine Forderung, die aus der

kommunalen Praxis an uns herangetragen wurde.

Die 1,95 Milliarden Euro FLÜAG-Pauschale, die das Land an die

Kommunen zahlt, dienen insbesondere dazu, die Kosten der Kommunen

zu decken, die diesen entstehen, weil sie die Asylsuchenden

unterbringen und versorgen, oder diesen Leistungen nach dem

Asylbewerberleistungsgesetz auszahlen müssen. In NRW erhalten zum

Stichtag 1.1.2016 194.754 Menschen Leistungen nach dem

Asylbewerberleistungsgesetz, 181.134 Asylbewerber und 13.620

Geduldete (Anmerkung: Anerkannte Flüchtlinge erhalten keine

Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, sondern Sozialhilfe

nach dem SGB II oder SGB XII, diese Kosten trägt im Wesentlichen der

Bund).
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Die jährliche Pauschale, die die Kommunen in NRW für die Unterbringung

und Versorgung von Flüchtlingen erhalten haben, wurde von 7.578 Euro

auf 10.000 Euro pro Flüchtling angehoben. In den 10.000 Euro sind die

670 Euro des Bundes enthalten, die dieser allerdings nur für 5 Monate an

das Land zahlt.

Außerdem ist klar und Beschlusslage, dass, sollte die Flüchtlingszahl über

195.000 Leistungsempfänger in 2016 hinausgehen, nacherstattet wird.

Weitere 613 Millionen Euro werden den Städten und Gemeinden dafür

erstattet, dass sie Landesaufgaben bei der Flüchtlingshilfe, wie etwa die

Unterbringung in Notunterkünften, übernehmen.

Der vom Land eingerichtete Härtefallfond für Gesundheitskosten wurde

von 70.000 Euro auf 35.000 Euro pro Flüchtling und Jahr abgesenkt, d.h.

alle Kosten die über 35.000 Euro hinausgehen zahlt grundsätzlich das

Land.

Die Landesregierung und die Kommunalen Spitzenverbände haben sich

Ende 2015 auch über die Finanzierung der Flüchtlingspauschale für das

Jahr 2017 geeinigt. Während 2016 noch eine Jahrespauschale gezahlt

wird, gibt es ab 2017 eine monatliche Auszahlung als pro-Kopf-

Pauschale. Die derzeitige Höhe der Pro-Kopf-Pauschale von 10.000 Euro

pro Jahr, also 833 Euro im Monat, soll ab dem Jahr 2018 angepasst

werden, wenn die gemeinsame Kostenerhebung von Land und

Kommunen abgeschlossen ist. Die Datenerhebung erfolgt vom 1. Juli

2016 bis zum 30. Juni 2017.

Für Bochum bedeutet dies folgendes:

• Bochum hat eine Zuweisungsquote von 1,9 % der NRW zugewiesen

Flüchtlinge aufzunehmen

• hatte zum Stichtag 31.12.2015 3.615 zugewiesene Asylbewerber und

863 nicht zugewiesene Asylbewerber in ZUE/EAE untergebracht.

• Bochum erhält 37,1 Milliarden Euro pauschale Landeszuweisung in

2016

Soweit die aktuellen Informationen zur Flüchtlingskostenerstattung durch

das Land. Sobald neuere Informationen vorliegen, werden wir sie

umgehend an euch weiterleiten.

Mit besten Grüßen,

Serdar Yüksel

Mit freundlichen Grüßen

Elisabeth Majchrzak-Frensel

(Ortsvereinsvorsitzende)

SPD-Ortsverein Eickel

Vorsitzende Elisabeth Majchrzak-Frensel

Bankverbindung:

IBAN: DE15 4325 0030 0013 0035 87
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Veilchenweg 36

D-44651 Herne

FON: +49 (2325) 45448

FAX +49 (3212) 1019922

MOBIL: +49 (173) 5249144

BIC: WELADED1HRN

Kontoinhaber: SPD-OV-Eickel
















